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Die ukrainische Delegation
reist erneut nachMiami zu
Friedensverhandlungenmit
der Trump-Administration.
Zuvor lehnten die Russen in
ihren Gesprächenmit den
Amerikanern jegliche Kom-
promisse ab. Bringen die
Gespräche überhaupt noch
etwas?
Jeronim Perović: Die Ukraine
braucht Frieden. DieMenschen
sehnen sich nach Frieden. Der
Krieg dauert nun schon fast vier
Jahre. Deshalb sind alle Frie-
densbemühungen zu begrüs-
sen. Solange Russland auf dem
Schlachtfeld vorrückt und die
Ressourcen hat, den Krieg wei-
terzuführen, sehe ich jedoch
nicht, dass Moskau die Kriegs-
handlungen bald einstellen
wird.

Welche Ziele verfolgen die
verhandelnden Parteien?
Die Ziele sind nach wie vor un-
vereinbar. Russland hält anMa-
ximalforderungen fest. Diese
beinhalten, dass sich die ukrai-
nischen Truppen aus den noch
nicht von Russland eroberten
Teilen des Donbass zurückzie-
hen, dass die Ukraine nicht
Nato-Mitglied und ihre Armee
massiv verkleinert wird. Die uk-
rainische Führung hat die Illu-
sion aufgegeben, zu den Gren-
zen von 1991 zurückzukehren.
Aber auf die ForderungenRuss-
lands kann keine ukrainische
Regierung eingehen. Das käme
der Aufgabe der Souveränität
und damit fast schon einer Ka-
pitulation gleich.

Unter welchen Bedingungen
wäre ein Frieden überhaupt
denkbar? Undwelche Rolle
spielen die USA?
Zunächst ist festzuhalten, dass
die Ukraine auch nach fast vier
Jahren Krieg dem russischen
Militärdruck standhält. Russ-
land konnte das Land nicht ein-
fach überrollen. Solange die

westliche Militärhilfe anhält,
wird das auch nicht geschehen.
Das Problem ist nur, dass die
Ukraine derzeit nicht nur auf
dem Schlachtfeld unter Druck
steht, sondern auch vonseiten
der USA. Mir scheint, dass Wa-
shington der Ukraine einen
Frieden aufzwingen will, nur
damit Donald Trump einen Er-

folg verbuchenkannundameri-
kanische Unternehmen wieder
Geschäfte mit Russland ma-
chen können. Die amerikani-
schenUnterhändler, dieAnfang
Dezember in Moskau mit Putin
über Frieden verhandelten, wa-
ren Geschäftsleute, keine Re-
gierungsmitglieder! Das spricht
aus meiner Sicht Bände.

Putin hat Europa zudemmit
Krieg gedroht.Wie ernst
muss Europa diese Drohung
nehmen?
Das ist einemassive rhetorische
Eskalation. Vor dem Hinter-
grund der amerikanischen Frie-
densbemühungen stellt Putin
nun Europa als diejenige Kraft
dar, die Frieden verhindern
möchte. Als ob die Europäer
den Krieg wollen, Russland
aber den Frieden sucht. Sollten
die Amerikaner die Russenwei-
terhin in ihren Maximalforde-
rungen gegenüber der Ukraine
unterstützen und Druck auf Se-
lenski ausüben,dannwirdes für
die Ukraine sehr schwer.

Wie gross ist die innenpoliti-
sche Unterstützung in Russ-
land und der Ukraine für
einenmöglichen Deal?
In Russland hat die Bevölke-
rung nicht viel zu sagen. Viele
spüren aber die Auswirkungen
der Sanktionen. Die Steuern
wurden erhöht, weil die Ein-
nahmen aus demErdölgeschäft
zurückgingen. Deshalb wären
sicherviele froh,wennderKrieg
bald endete. Allerdings muss

Interview: Natasha Hähni klar gesagt werden, dass viele
Russen die Politik ihres Präsi-
denten durchaus unterstützen.
Sollte der Krieg im Sinne Russ-
lands enden, wird das Putin in-
nenpolitisch Auftrieb verschaf-
fen. Für die Ukraine sieht es
düsterer aus: Wenn ein Frieden
erzwungen wird, der als sehr
nachteilig empfunden wird,
kann das Land in eine schwere
politische Krise stürzen. Des-
halb muss Europa unbedingt
die Hilfe an die Ukraine auf-
rechterhalten, militärisch, poli-
tisch und wirtschaftlich.

Welche Risiken bergen
die Verhandlungen?
Das Problem ist derzeit, dass
die Ukraine in einer schwachen
Verhandlungsposition ist. Sie
kann auf dem Schlachtfeld kei-
ne Erfolge vorweisen. Zudem
ist die Regierung Selenski auf-
grund eines grossen Korrup-
tionsskandals auch innenpoli-
tisch angeschlagen. Das grösste
Risiko sehe ich somitdarin,dass
Washington in dieser Situation
Kiew zu Kompromissen, insbe-
sondere in territorialen Fragen
zwingt. Russland dagegen dürf-
te trotz der Aggression sogar
noch belohnt werden, indem
die Eroberungen anerkannt
werden und das Land wieder in
die Weltwirtschaft integriert
wird. Ob ein solcher Frieden
dannauchnachhaltig ist, ist völ-
lig unklar. Dafür bräuchte die
Ukraine handfeste Sicherheits-
garantien. Und Kiew wird mit
Sicherheit nichts unterschrei-
ben, solange nicht klar ist, wel-
che konkreten Garantien das
Land bekommt.

Für die EU-Aussenbeauftragte
Kaja Kallas ist es ein «wegwei-
sender Entscheid»: Die UNO-
Generalversammlung hat am
Mittwoch mit deutlicher Mehr-
heit eine Resolution verabschie-
det, die Russland zur umgehen-
den und bedingungslosenRück-
gabe aller verschleppten
ukrainischen Kinder verpflich-
tet. 91 Staaten stimmten dafür,
12 dagegen – darunter Russland,
Belarus, Iran und Kuba. 57 Län-
der enthielten sich, darunter
China, Indien und Brasilien.

Der Entscheid hat jedoch
einen schweren Makel, wie fol-
gende Übersicht zeigt.
. ..............................................

Der Inhalt
Die amMittwoch verabschiede-
te Resolution verlangt nicht nur
die Rückführung der Kinder, die
seit 2014 von Russland aus uk-
rainischen Gebieten entführt
worden sind, sondern auch ein
sofortiges Ende aller weiteren
Deportationen, Familientren-
nungen, Zwangsadoptionen
und Umerziehungsprogramme.
Der UNO-Generalsekretär wird
von der Vollversammlung be-
auftragt, die Bemühungen der

Organisation zu koordinieren,
mitMoskau in Kontakt zu treten
und internationalen Beobach-
tern Zugang zu verschleppten
Kindern zu verschaffen.
. ..............................................

Die Bedeutung
Wenngleich nur indirekt, ist die
verabschiedete Resolution ein
weiteres Signal der Staatenge-
meinschaft, dass die Aggression
Russlands in der Ukrainemit all
ihren brutalen Auswüchsen und
Kriegsverbrechen nicht kom-
mentarlos hingenommen wird.
Im Falle der russischen Kindes-

entführungen ist es nach dem
Haftbefehl gegen Kreml-Herr-
scher Wladimir Putin und seine
Kinderrechts-Beauftragte Mari-
ja Lwowa-Belowa durch den
Internationalen Strafgerichts-
hof im März 2023 eine weitere
öffentlichkeitswirksame Ankla-
ge. Die beiden Haftbefehle wa-
ren die erste internationale
Massnahme gegen mutmassli-
che russische Kriegsverbrechen.
. ..............................................

Die Kehrseite
Wie die UNO-Resolution gegen
den Willen Russlands wirksam

Bojan Stula durchgesetzt werden kann,
bleibtwie immerbei solchenBe-
schlüssen ein unlösbares Prob-
lem. Ausser «weichen» Metho-
den wie Appellen und Verhand-
lungen stehen Generalsekretär
Antonio Guterres keine echten
Druckmittel zur Verfügung.

Noch erschreckender ist je-
doch die Länderbilanz bei der
Abstimmung. Zwar stimmte die
nominelle Mehrheit dafür, die
91 Ja-Stimmenstellenabernicht
einmal die Hälfte aller UNO-
Mitglieder dar. Die Liste der 69
Länder, die die Resolution nicht
unterstützten, verdeutlicht die
Isolation der westlichen Ukrai-
ne-Unterstützer. Mit Indien,
China, Indonesien, Pakistan,
Nigeria, Brasilien, Bangladesch
und Äthiopien haben sich acht
der zehn bevölkerungsreichsten
Länder derWelt direkt odermit-
tels Enthaltung auf die Seite von
Aggressor Russland gestellt.
Aus den Top Ten stimmten ein-
zig die USA, bevölkerungsmäs-
sig das drittgrösste Land, für die
Resolution.

Der frühere ukrainischeBot-
schafter in Deutschland, Andrij
Melnyk, nennt die UNO-Ab-
stimmung einen «Warnschuss
für Europa»: «Der Globale Sü-

den pfeift auf unsere Anliegen.»
Deshalb wäre es an der Zeit,
Europas Interessen «mit Härte
durchzusetzen».
. ..............................................

Neue Dimension
Neue Vorwürfe verschärfen das
Bild russischerPraktikenzusätz-
lich: Vor einem Unterausschuss
desUS-Senats berichtetedie uk-
rainische Juristin Kateryna Ras-
hevska, dass ukrainische Min-
derjährige bis nach Nordkorea
verbracht worden seien. Kon-
kret nannte sie zwei Fälle: den
zwölfjährigenMisha aus der be-
setzten Region Donezk und die
16-jährige Liza aus Simferopol.
Beide seien in ein Lager im
nordkoreanischen Songdowon
gebracht worden – 9000 Kilo-
meter von der Heimat entfernt.
Dort werden Kinder laut Ras-
hevska militärisch ideologisiert,
etwa mit dem Ziel, «japanische
Militaristen zu vernichten».
. ..............................................

Erschreckendes Ausmass
Nach Angaben der Ukraine sind
seit Beginn des russischen An-
griffskriegs im Februar 2022
mindestens 19'546 Kinder aus
besetzten Gebieten verschleppt
worden. Viele seien in russi-
schen Familien adoptiert wor-

den, andere in sogenannte Re-
Identifizierungs- oder Umerzie-
hungslager gebracht worden.
Die ukrainische Menschen-
rechtsorganisation, Regional
Center forHumanRights, doku-
mentierte 165 solcher Einrich-
tungen – in Russland, Belarus
und Nordkorea.

Laut dem Yale Humanitari-
an Research Lab befinden sich
derzeit mindestens 35'000 uk-
rainische Kinder weiterhin in
russischer Obhut. Einige wür-
den sogar zwangsrekrutiert und
an die Front geschickt. Ukraini-
sche Regierungsstellen halten
diese Zahlen für stark untertrie-
ben: Ombudsmann Dmytro Lu-
binets spricht von bis zu
150'000, Präsidentenbeauftrag-
te Darija Herasymtschuk sogar
von bis zu 300'000 verschlepp-
tenMinderjährigen.

Insgesamt leben gemäss Re-
cherchen des Online-Portals
«Kyiv Independent» rund 1,6
Millionen ukrainische Kinder in
von Russland kontrolliertenGe-
bieten. Trotz internationalen
Drucks gestaltet sich die Rück-
holung schwierig. Laut Präsi-
dent Wolodimir Selenski konn-
tenbislang lediglich1859Kinder
zurückgebracht werden.

Der ukrainische PräsidentWolodimir Selenski steht zunehmend unter Druck. Bild: O. Ivashchenko/Bloomberg
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Immer schlimmere Ausmasse: Ukrainische Kinder in einem russi-
schenWaisenhaus in der Gegend von Rostow. Bild: AP

«Das käme fast einer Kapitulation gleich»
InMiamiwird über einen schnellenFrieden verhandelt. Ein solcher kommt jedochmit einerMengeRisiken, sagtHistoriker JeronimPerović.

UNO-Abstimmung: Warnschuss für das isolierte Europa
Die VereintenNationen setzen gegen russische Kriegsverbrechen ein Zeichen. Gleichzeitig gibt es neue alarmierendeHinweise.


